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OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die SGK-SR forderte den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, seine
Datenmanagementpolitik im Gesundheitsbereich zu ändern. Während der
Wintersession 2020 erläuterte Johanna Gapany (fdp, FR) für die Kommission, dass im
Zuge der Covid-19-Krise einige Lücken bezüglich der Verwaltung und Veröffentlichung
von medizinischen Daten hätten festgestellt werden können, die es zu schliessen gelte.
Mit der «Open Government Data»-Strategie 2019–2023 könne die Arbeit des
Datenmanagements, bei welchem es sich um ein unverzichtbares
Entscheidungsinstrument handle, zumindest zu gewissen Teilen erleichtert werden.
Daher strebe man mit der Motion eine zügige Umsetzung dieser Strategie an. Weiter sei
die Vergleichbarkeit von Zahlen wie etwa der Anzahl durchgeführter Tests oder der
Auslastung der Spitäler äusserst zentral, weil diese eine wichtige Grundlage für die
Legitimation von Entscheidungen darstellten. Um diese in Zukunft sicherzustellen, solle
das BAG in Krisenzeiten über eine zentralisierte Datenbank verfügen, die vollständige
und täglich aktualisierte Daten zu materiellen und personellen Ressourcen umfasse.
Dabei müsse auch die Praxis anderer Staaten berücksichtigt werden, da man von
ebendiesen lernen könne. Das Geschäft beinhaltete zudem die Forderung, auf
Grundlage des EpG den Abschluss von internationalen Abkommen über den
Informations- und Datenaustausch im Epidemiefall voranzutreiben. EDI-Vorsteher
Berset hielt fest, es handle sich beim Vorstoss im breiteren Sinne um ein «écho» auf
die beiden Motionen 18.3432 und 18.3433. Aus den gleichen Überlegungen wie von
Gapany dargelegt, begrüsse der Bundesrat den Vorstoss. Das Geschäft wurde in der
Folge stillschweigend angenommen. 1

MOTION
DATUM: 15.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Ärzte und Pflegepersonal

In der Herbstsession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit dem vom Bundesrat
vorgeschlagenen Bundesgesetz über die Förderung der Ausbildung im Bereich der
Pflege, mittels welchem ein erster Teil der Pflegeinitiative umgesetzt werden soll. Die
SGK-SR war im Vorfeld einstimmig auf das Bundesgesetz eingetreten und hatte in ihrer
Detailberatung lediglich Korrekturen formeller Natur beschlossen. Während der
Ratsdebatte strich Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) für die Kommission hervor, dass
rascher Handlungsbedarf angezeigt sei. Der Pflegefachkräftemangel sei bereits vor der
Covid-19-Pandemie prekär gewesen, habe sich durch die Pandemie allerdings noch
verschärft. Ein zügiges Vorgehen ohne grosse Änderungen begrüsste etwa auch
Bundesrat Alain Berset. Dabei argumentierte er mit der Pflicht, den Volkswillen zu
befolgen, und der Tatsache, dass sich das Parlament in Form des indirekten
Gegenvorschlags zur Pflegeinitiative bereits mit der Vorlage auseinandergesetzt habe.
In der Folge trat der Ständerat denn auch einstimmig auf das Bundesratsgeschäft ein
und hielt sich in der Detailberatung an die Anträge der Kommission. Johanna Gapany
(fdp, FR) zog ihren Minderheitsantrag, der verlangte, dass bei der praktischen
Ausbildung innovative Methoden zum Zuge kommen sollen dürfen, um möglichst schnell
genügend Personal auszubilden, zurück, da diese Forderung auf Verordnungsebene
umgesetzt werden könne. Einstimmig stimmte der Ständerat dem Bundesgesetz und
den drei Bundesbeschlüssen in der Gesamtabstimmung zu. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB SR, 2020, S. 1370
2) AB SR, 2022, S. 669 ff.
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